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Mehr Infos?
Hier scannen!

Als Marktführer mit 120 Jahren Erfahrung sind wir an
deiner Seite – ein Leben lang. Von Generation zu Generation. 
Gegründet von Mitgliedern für Mitglieder.

EXKLUSIV FÜR PKV-MITGLIEDER

Beste Leistungen erlebst du,
weil wir mit ganzem Herzen
für dich da sind.

Kostenentwicklung im Gesundheitswesen
Die Ausgaben für medizinische Versorgung in
Deutschland steigen seit Jahren kontinuierlich an. 
„Gesundheitskosten kennen keinen Jahreswech-
sel“, stellt Thomas Brahm, Vorstandsvorsitzender
der Debeka, fest. „Auch wenn die allgemeine Teue-
rung nachlässt, steigen die Ausgaben für Behand-
lungen, Medikamente und Pflege ungebremst.“
Laut Brahm überschreitet der monatliche Höchst-
beitrag in der gesetzlichen Kranken- und Pflege-
versicherung mittlerweile die Marke von 1.200
Euro – eine spürbare Belastung für viele Bürgerin-
nen und Bürger. Ende offen.

Ursachen der Kostensteigerung
Brahm erläutert: „Die sogenannte medizinische
Inflation entsteht durch steigende Löhne, neue
Vorgaben und vor allem durch immer bessere,
aber auch teurere Therapien.“ Besonders sichtbar 
sei dies in den Kliniken:
Der Bundesbasisfallwert für Krankenhausleistun-
gen sei in den vergangenen fünf Jahren jährlich
um bis zu fünf Prozent gestiegen. Im gleichen Zeit-
raum erhöhte sich der Pflegeentgeltwert von 163 
Euro pro Tag (2022) auf mittlerweile 250 Euro –
eine Steigerung um mehr als 50 Prozent innerhalb 
von nur drei Jahren.
Auch die Preise für medizinische Eingriffe steigen: 
Beispielsweise im Raum Koblenz verdoppelten

sich etwa die Kosten für eine Blinddarmoperation 
binnen fünf Jahren von 3.469 auf 6.943 Euro. Die
Unterbringung im Einbettzimmer koste inzwi-
schen bis zu 250 Euro am Tag, in Privatkliniken
sogar bis zu 350 Euro.

Noch dynamischer verläuft laut Brahm die Preis-
entwicklung bei Arzneimitteln: „Der Gürtelrose-
Impfstoff Shingrix hat sich seit 2020 um rund 140 
Prozent verteuert. Neue Präparate für Autoimmun-
erkrankungen und Diabetes treiben die Kosten
weiter – etwa wächst der Monatspreis für manche 
Medikamente von 7.500 auf über 70.000 Euro.“

Gesamtentwicklung und internationale Position
Die Gesamtausgaben im Gesundheitswesen nä-
hern sich laut Statistischem Bundesamt der Marke 
von 500 Milliarden Euro und liegen damit rund 20 
Prozent über dem Niveau vor der Corona-Pande-
mie. Gleichzeitig profitieren Patientinnen und Pa-
tienten in Deutschland von außergewöhnlich kur-
zen Zugangszeiten zu Innovationen: „Bei neuen
Krebsmedikamenten vergehen durchschnittlich
nur 82 Tage zwischen EU-Zulassung und Verfüg-
barkeit, während Patienten in anderen europäi-
schen Ländern im Schnitt rund 445 Tage warten
müssen. Das rettet Leben, treibt aber die Kosten
weiter an“, so Brahm.

Demografie und Zukunft
Eine alternde Bevölkerung verschärfe den Trend
weiter, betont der Debeka-CEO: „Mehr chronische 
Erkrankungen bedeuten mehr langwierige und
intensive Therapien – und damit weitere Kosten-
steigerungen. Die medizinische Inflation lässt sich 
nicht stoppen, wohl aber steuern.“

Jede Investition in Prävention koste laut Brahm
„nur einen Bruchteil dessen, was spätere Behand-
lungen verschlingen“. Digitale Lösungen könnten 
Doppeluntersuchungen vermeiden, und eine
transparente Bewertung des Nutzens neuer Thera-
pien die Preisentwicklung dämpfen, ohne Innova-
tionen auszubremsen. „Eine stärkere Eigenvorsor-
ge verteilt die Lasten fairer über die Generationen“,
so Brahm.

Ausblick
Debeka-Chef Brahm schließt: „Unser Gesundheits-
system wird zurecht beneidet – doch diese Quali-
tät hat ihren Preis, und er steigt weiter. Wer die
Kosten in den Griff bekommen will, muss Effizienz-
reserven heben, Innovation gezielt finanzieren
und Prävention konsequent fördern. Nur dann
bleibt Spitzenmedizin für alle bezahlbar – heute,
morgen und übermorgen.“
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Über politische Verantwortung
Wenn Leute ihren Job nicht ordentlich machen, insbesondere 
ihren Arbeitgeber schädigen, können sie dafür verantwort-
lich gemacht werden. Es kommen Schadensersatzansprüche 
und arbeits- oder dienstrechtliche Sanktionen in Betracht. 
Unter Umständen müssen sie sich vor einem Strafgericht 
verantworten. Im Prinzip gilt das auch für Menschen, die 
sich politisch betätigen. Für diesen Personenkreis gibt aber 
noch eine weitere spezielle Variante der Verantwortlichkeit: 
die „politische Verantwortung“. 
Die politische Verantwortung wird oft von Politikern und 
Verwaltungschefs übernommen, wenn in ihrem Ressort oder 
ihrer Behörde etwas schiefgelaufen ist und die Öffentlichkeit 
nach Schuldigen fragt. Der ehemalige Verteidigungsminis-
ter Franz Josef Jung hat dies nach den Informationspannen 
im Zusammenhang mit einem Luftangriff in Afghanistan 
(Kundus) im Jahre 2009 getan. Er hat aber zugleich darauf 
hingewiesen, dass er immer korrekt gehandelt habe. 
Thomas de Maizière (Ex-Bundesinnenminister) hat anläss-
lich einer Sondersitzung des Innenausschusses im Bundestag 
sogar die „volle“ politische Verantwortung für mutmaßliche 
Missstände bei der Bremer Außenstelle des Bundesamts für 
Migration und Flüchtlinge während seiner Amtszeit über-
nommen. Im Zusammenhang mit dem Scheitern der Pkw-
Maut hat der frühere Bundesverkehrsminister Alexander 
Dobrindt jegliche eigene Schuld bestritten, aber erklärt, in 
seiner Zeit als Bundesminister habe er politische Verantwor-
tung getragen. Zuweilen findet sich diese Formulierung sogar 
bei bloßen parteiinternen Vorgängen. Der frühere FDP-Ge-
neralsekretär Bijan Djir-Sarai hat unter dem 29.11.2024 die 
Öffentlichkeit wissen lassen, er übernehme die politische 
Verantwortung dafür, dass er unwissentlich falsch über ein 
internes Dokument informiert habe. 
Was politische Verantwortung genau bedeutet, ist schwer zu 
bestimmen.
Das Grundgesetz (GG) kennt die „politische Verantwortung“ 
nicht. Art. 65 GG bestimmt lediglich die parlamentarische 
Verantwortung des Bundeskanzlers und der Bundesminister, 
die insbesondere durch Kontrollinstrumente des Bundestags 

konkretisiert wird. Nach Wikipedia steht die politische Ver-
antwortung einerseits im Spannungsfeld von Macht und 
Machtmissbrauch, andererseits sei sie vor allem mit dem 
Anspruch auf Erfolg verbunden. Der Politiker erhalte das 
Vertrauen seiner Wähler und sei diesem für die Ergebnisse 
seiner Politik verantwortlich. Der ehemalige Bundesfinanz-
minister Peer Steinbrück hat in seiner Bundestagsrede zum 
Haushaltsgesetz 2009 folgernde Erklärung geliefert: „Poli-
tische Verantwortung zeichnet sich übrigens dadurch aus, 
dass man bei unsicheren Informationen entscheiden muss. 
Das unterscheidet uns von der Opposition. Das ist die Über-
nahme politischer Verantwortung.“ Beide Umschreibungen 
klingen viel eleganter als der schlichte, aber manchmal besser 
passende Satz „Wir haben es vermasselt, sorry“.
Interessanter als die Definitionsversuche ist die Frage, wel-
che Folgen die Übernahme der politischen Verantwortung 
hat bzw. haben kann. Ex-Minister Jung hat ein „Schuldan-
erkenntnis“ ausdrücklich abgelehnt, ist aber zurückgetreten. 
Der Politiker Djir-Sarai ist immerhin von seinem Parteiamt 
zurückgetreten. Andere Politiker haben nach Abgabe der 
Erklärung, sie übernähmen die politische Verantwortung, 
einfach weitergemacht. 
Die politische Opposition fordert zwar nicht selten reflexar-
tig, die oder der politisch Verantwortliche solle „zurücktre-
ten“. Würde man dies aber ernst nehmen, wäre die Hand-
lungsfähigkeit jeder Regierung infrage gestellt. Irgendwelche 
schlimmen persönlichen Folgen hat die Übernahme der po-
litischen Verantwortung alles in allem nicht. Zum Sozialfall 
ist, soweit mir bekannt, kein „politisch“ Verantwortlicher 
geworden. 
Respekt zollen die Menschen Politikern und Beamten, die für 
ihre Ansichten und amtlichen Handlungen einstehen, auch 
wenn es ihnen persönlich schaden kann. Die Erklärung, man 
übernehme politische Verantwortung, ist für sich allein nur 
ein Placebo. Schädliche Nebenwirkungen sind leider nicht 
ausgeschlossen.

Prof. Dr. J. Vahle


